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| 
n i Ci 24. Auguſt 1886 ein auf eine Geldſtrafe lautendes Straferkenntniß 
Bränumerations Einladung. der Unterbehörde beſtätigt worden war les handelte ſich um den Un⸗ 
Wir laden zur Pränumeration auf das vierte Quartal der gehorſam einer Partei gegen einen ihr ertheilten behördlichen Auftrag), 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1887 freundlichſt ein. iſt mit der hier fraglichen Entſcheidung vom Jänner 1887 ein ſpäteres 
Der Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt in derſelben Angelegenheit (wegen fortgeſetzten Ungehorſams) ergangenes, 
der Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. ebenfalls auf eine Geldſtrafe lautendes Straferkenntniß der erſten Inſtanz 
50 kr., — ohne jene Beilage 1 fl. von Amtswegen behoben und erklärt worden: „Folgerichtig wird auch 
Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗ Buchhandlung. unter Anwendung der Minifterialverordnung vom 30. Auguſt 1868, 
R. G. Bl. Nr. 124, die Entſcheidung der Landesſtelle vom 24. Auguſt 


" | 1886, 3. 41.896, dahin abgeändert, daß auch das diesfalls betroffene 
Inhalt: bezirkshauptmannſchaftliche Erkeuntniß von Amtswegen aufgehoben wird.“ 
Zur Frage, ob die Beſtimmung der Miniſterialverordnung vom Die Unklarheit des Geſetzes iſt, wie wohl ſchon dieſe Ungleich⸗ 


30. Auguſt 1868, R. G. Bl. Nr. 124, über die Abänderung einer artigkeit der vorſtehenden Entſcheidungen beweist, in der That vorhanden. 
gefällten Entſcheidung durch dieſelbe 0 Sufanz, auch Auch aus dem Umſtande, daß an der bezüglichen Stelle der Miniſterial⸗ 
im palitiſchen ih:;ñß : ERE: verordnung vom 30. Auguſt 1868 der Ausdruck „Entſcheldung“ oder. 


Mitthetlungen aus der Praxis: En 1 ählt iſt. k 5 5 y 
Bezüglich der im 8 18 der Gewerbegeſetzuovelle vor Ertheilung von Gaſt⸗ und „Verfügung! gewählt iſt, kann, wenn auch die bureaukratiſche Ueber⸗ 


Schankgewerbsconceſſionen vorgeſchriebenen Einvernahme der Gemeinde iſt lieferung dieſe Bezeichnungen vorherrſchend für Ausſprüche NE nicht⸗ 
es dem Ermeſſen der Behörde überlaſſen, entweder den Gemeindevorſteher ſtreitigen Verfahren gebraucht, aus dem Grunde keine beſtimmte 
oder den Gemeindeausſchuß zu hören 8 Auslegung gefolgert werden, weil in unſeren Geſetzen im Allgemeinen 
nach dem Waſſerrechtsgeſetze (5 93 des kärntn. Waſſerrechtsgeſetzes) der Ver, die Ausdrücke „Entſcheidung“ und „Erkenntniß“ nicht auseinander⸗ 
waltungsbehörde zuſtehende Regelung der Theilnahme an dem Waſſerbezuge m 115 45 Saen 1 Eidesiedi 

aus öffentlichen Gewäſſern kaun nur durch bereits erworbene Privatrechte gehalten ſind und zur Bezeichnung von Enderledigungen ſowohl des 
behindert werden. — Die Einräumung einer Servitut der Mitbeuützung | Civil- als des Strafverfahrens verwendet werden. Immerhin iſt aber 


Di 


o 


eines Waſſerwerkes gewährt ein ſolches Privatrecht zum Bezuge des hiezu die Bezeichnung von Straſverfügungen mit „Erkenntniß“ und nicht mit 

erforderlichen Betriebswaſſers nicht. „Eutſcheidung“ eine ſo überwiegend gebräuchliche, daß die Anſicht, die 
Geſetze und Verordnungen. in Rede ſtehende Beſtimmung habe auf das Strafverfahren der politi⸗ 
Perſonalien. ſchen Behörden keine Anwendung, in dem erwähnten Wortlaute Unter⸗ 
Erledigungen. ſtützung findet. 

“er Dazu kommt, daß, wenigſtens dort, wo auf eine Gelbdſtrafe 
erkannt wurde, der Fond, welchem der Strafbetrag zuzufließen hat, ſei 
es nun der Armenfond, der Landesculturfond, der Staatsſchatz, ein 
Penfionsfond, eine Genoſſenſchaſts⸗ oder die Gemeindecaſſe, mit dem Erkennt⸗ 
niſſe wohl ein Recht auf den Strafbetrag erworben haben dürfte, welches 
Recht nur in den gefetzlich ausdrücklich beſtimmten Fällen — der Straf- 
milderung oder Nachſicht und der Strafumwandlung — wieder beſchränkt 
oder genommen werden könnte. Wird ein ſolches Recht des bezüglichen 
Fonds anerkannt, ſo entfällt im Hinblicke auf die Beſtimmung der 
Miniſterialverordnung: ... „inſoferne dadurch nicht einem Anderen 
ein Recht zuerkannt wurde“. ... die Anwendbarkeit der in Rede ſtehen⸗ 
den Beſtimmung wenigſtens bei allen auf Gel dſtrafen lautenden Straf- 
erkenntniſſen. Die Unzuläſſigkeit ihrer Anwendungen bei Erkenntniſſen 
auf Freiheitsſtrafen bliebe noch immer zweifelhaft. 

Von ausſchlaggebender Bedeutung ſcheint uns aber für die Beant⸗ 
wortung der vorangeſtellten Frage die Abſicht zu ſein, von welcher die 


Zur Frage, ob die Beſtimmung der Miniſterialverordunng 

vom 30. Auguſt 1868, R. G. Bl. Nr. 124, über die 

Abänderung einer gefällten Eutſcheidung durch diefelbe politiſche 

Juſtanz, auch im politiſchen n angewendet werden 
önne. 


In dieſer Beziehung hat ſich bis nun eine gleichmäßige Uebung 
nicht herausgebildet. So hat beiſpielsweiſe eine Landesſtelle dieſe Frage bei 
zwei Anläſſen verſchieden beantwortet. Mit einer Entſcheidung vom 
Jahre 1882 wurde einmal eine Bezirksbehörde, welche unter Berufung 
auf die erwähnte Verordnung ihr eigenes Straferkenntniß mit Rückſicht 
auf die erſt nachträglich aus dem gegen dasſelbe gerichteten Recurſe des 
Beſtraften bekannt gewordenen Umſtände ſelbſt zurückgenommen hatte, 
dahin belehrt: „die Miniſterialverordnuung vom 30. Auguſt 1868, 
R. G. Bl. Nr. 124, habe ihrem Wortlaute und Sinne nach keines⸗ in Erörterung gezogene Verordnung ausgegangen iſt. 
wegs beabfichtigt, die Beſtimmungen der Verordnung des Miniſteriums Wir glauben dieſe Abſicht in dem Beſtreben zu erkennen, dort, 
des Innern vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, abzuändern“. wo eine Wiederaufnahme des Verfahrens möglich iſt, der 
Von der entgegengeſetzten Anſchauung ging dafür eine Entſcheidung Behörde, wenn ſie auch ſchon einmal erkannt hat, die Erwägung nahe⸗ 
vom Jänner 1887 aus: Nachdem in einer früheren Entſcheidung vom zulegen, ob ſie nicht aus dem Recurſe gegen ihre erſte Entſcheidung 


und dei dabei vorgekommenen Umſtänden Anlaß nehmen fol, aus dem 
Recursverfahren ohneweiters zu der Wiederaufnahme des Verfahrens 
über den urſprünglich vorgelegenen Gegenſtand — beiſpielsweiſe ein Geſuch 
um Ertheilung einer gewerblichen Conceſſion — überzugehen, und die 
Behörden im Jutereſſe der Abkürzung und Vereinfachung des Verfahrens 
in dieſem Sinne zu ermächtigen. 

Iſt dieſe Auffaſſung die richtige, dann iſt dieſes Abänderungs⸗ 
recht der Behörden ein Corollar ihrer Befugniß zur Wiederaufnahme 
des Verfahrens. Dort, wo dieſe ausgeſchloſſen iſt — alſo auch im 
Strafverfahren — iſt die erkennende Behörde auch nicht in der 
Lage, ihr eigenes Erkenntniß abzuändern. PAN E. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bezüglich der im $ 18 der Gewerbegeſetznovelle vor Ertheilung 

von Gaft: und Schankgewerbsconceſſionen vorgeſchriebenen Ein⸗ 

vernahme der Gemeinde iſt es dem Ermeſſen der Behörde über⸗ 

laſſen, entweder den Gemeindevorſteher oder den Gemeindeaus⸗ 
ſchuß zu hören. 

Katharina L. iſt am 24. Auguſt 1885 bei der Bezirkshaupt⸗ 
mauuſchaft T. um die Conceſſion zum „Kleinverſchleiße“ von Bier in 
dem Haufe Nr. 84 zu R. eingeſchritten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft überſendete das Einſchreiten dem Ge⸗ 
meindeamte in R. zur Bekanntgabe etwaiger Gewerbeausſchließungsgründe. 

Das Gemeindeamt R. berichtete, daß gegen die Conceſſions⸗ 
ertheilung für Katharina L. von Seite der Gemeinde durchaus kein 
Anſtand erhoben werde; zugleich bemerkte das Gemeindeamt, daß die 
Geſuchſtellerin nach A. (Bezirk B.) zuſtändig iſt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft B. theilte mit Zuſchrift vom 25. De⸗ 
cember 1885, 3. 16.108, mit, daß gegen Katharina L. kein Gewerbe⸗ 
ausſchließungsgrund vorliegt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft T. ſendete nun den Act nochmals 
dem Gemeindeamte R. mit dem Auftrage zu, die Geſuchſtellerin darüber 
einzuvernehmen, ob dieſelbe das Bier etwa nur in geſchloſſenen Gefäßen 
zu verſchleißen beabſichtige. Für den Fall, als Katharina L. die Abſicht 
haben ſollte, den Ausſchank des Bieres auszuüben, beauftragte die 
Bezirkshauptmannſchaft das Gemeindeamt, ſich hierüber im Sinne des 
im Amtsblatte der Bezirkshauptmannſchaft Nr. 12 ex 1885 enthal⸗ 
tenen Circularerlaſſes derſelben vom 10. Juni 1885, 3. 5732, zu 
äußern. (Ju dieſem Circularerlaſſe der Bezirkshauptmannſchaft T. werden 
unter Beziehung auf die SS 18 und 23 der Gewerbeordnung die 
geſetzlichen Erforderniſſe zur Erlangung der Conceſſion für das Gaſt⸗ 
und Schankgewerbe aufgezählt und wird zum Schluſſe bemerkt, es 
erſcheine angezeigt, daß die Bürgermeiſter und Gemeindevorſteher vor 
Erſtattung ihrer Aeußerung über die betreffenden Geſuche die Anſicht 
der Gemeinderäthe, eventuell auch des Gemeindeausſchuſſes einholen.) 

Das Gemeindeamt R. berichtete, laut Einvernahme der Geſuch⸗ 
ſtellerin beabſichtige dieſelbe den Bierausſchank auszuüben. Nachdem das 
betreffende Gebäude am R. platze dazu geeignet iſt und in dieſer Gegend 
kein Gaſthaus ſich befindet, erſcheine es für die Conſumenten wünſchens⸗ 
werth, wenn im Sommer ein geſundes friſches Bier verabreicht wird. 
Es werde daher von Seite des Gemeindeamtes wiederholt, daß in keiner 
Weiſe ein Anſtand gegen die von der Geſuchſtellerin angeſtrebte Aus⸗ 
übung des Bierſchankes obwaltet. (Unterfertigt wurde dieſer Bericht, 
ebenſo wie der vorangegangene, vom Gemeindevorſteher.) 

Mit dem Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft T. vom 15. Mai 
1886, 3. 6041, wurde der Katharina L. im Grunde der §8 18 und 
23 der Gewerbeordnung die Bewilligung zur Ausübung des Gaſt⸗ und 
Schankgewerbes im Hauſe Nr. 84 zu R. mit der Berechtigung zum 
Ausſchanke von Bier gegen genaue Beobachtung der Gewerbe-, Steuer⸗ 
und Polizeivorſchriften ertheilt. 

Dagegen recurrirte Adam S., Gemeinderath und Gaſtwirth in 
R., mit mehreren Genoſſen, darunter einige Gemeindeausſchußmit⸗ 
glieder, an die Statthalterei und machte geltend, es ſei vor der Con⸗ 
ceſſionsertheilung für Katharina L. nicht die Gemeindevertretung von 
R. befragt worden, das Local der L. ſei nicht geeignet und ein Bedürf⸗ 
niß der Bevölkerung liege nicht vor, da in R. ſchon vier Gaſthäuſer 
beſtehen. 

Das Gemeindeamt R. (reſpective der Gemeindevorſteher), welchem 
der Statthaltereirecurs des S. und Genoſſen von der Bezirkshaupt⸗ 
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mannſchaft zur Aeußerung zugeſtellt wurde, legte mit dem Berichte vom 
4. Juli 1886, 3. 125, die Abſchrift des Protokolls über eine am 
12. Juni 1886 abgehaltene Gemeindeausſchußſitzung vor, in welcher der 
Gemeindevorſteher wegen der der Katharina L. ertheilten Bierſchank⸗ 
conceſſion interpellirt wurde und in welcher, nachdem der Vorſteher 
darauf hingewieſen hatte, daß Katharina L. einen Eiskeller beſitzt und 
eine Gartenreſtauration mit Kegelplan errichten will, was ſür den 
Sommer wünſchenswerth ſei, der Gemeindeausſchuß erklärte, daß das 
Locale der Katharina L. ungeeignet und in R. ein fünfter Bierſchank 
nicht nothwendig ſei, vielmehr die beſtehenden vier Gaſthäuſer für die 
arme Bevölkerung dieſes Ortes vollkommen ausreichen. 

Dazu berichtete der Gemeindevorſteher, er habe bei Beäußerung 
des Geſuches der Katharina L. nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gehan⸗ 
delt; das Locale ſei zum Bierſchanke ganz geeignet, wie der vorliegende 
Plan nachweiſe, und das Bedürfniß nach einem ordentlichen Gaſthauſe 
ſei in R. thatſächlich vorhanden, indem von den vier beſtehenden Gaſt⸗ 
häuſern an manchen Wochentagen drei geſchloſſen ſind und überhaupt 
die vorhandenen Gaſtgewerbe von den Wirthen ſehr nachläſſig betrieben 
werden. Den Gemeindeausſchuß habe er nicht befragt, weil ſich in dem⸗ 
ſelben Gaſtwirthe befinden, übrigens ſei die Anhörung des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes nicht apodictiſch vorgeſchrieben, ſondern von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in ihrem Circulare nur als angezeigt erklärt. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 22. Auguſt 1886, 
3. 70.182, den Recurs des Adam S. und Genoſſen gegen den bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Beſcheid ddo. 15. Mai 1886, Z. 6041, mit 
welchem der Katharina L. die Conceſſion zum Betriebe des Bierſchankes 
im Hauſe Nr. 84 zu R. ertheilt worden iſt, als unſtatthaft zurück⸗ 
gewieſen, weil nach der Gewerbeordnung gegen Gaſtgewerbeconceſſions⸗ 
Ertheilungen nur der Partei oder der betreffenden Gemeinde ein Recurs⸗ 
recht zuſteht. 

Dagegen hat die Statthalterei anläßlich dieſes Recurſes den ange- 
fochtenen Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft von Amtswegen wegen 
mangelhaften Verfahrens außer Kraft geſetzt und dem Bezirkshauptmanne 
eine neuerliche Amtshandlung in dieſer Angelegenheit aufgetragen, weil 
vor der Conceſſionsertheilung mit Außerachtlaſſung der ausdrücklichen 
Beſtimmung des vierten Abſatzes des § 18 der Gewerbegeſetznovelle vom 
15. März 1883 die Gemeinde R. nicht gehört worden iſt. 

Gegen den zweiten Theil dieſer Statthaltereientſcheidung, nämlich 
gegen die von Amtswegen erfolgte Außerkraftſetzung der Conceſſion zum 
Bierſchanke, brachte Katharina L. den Miniſterialrecurs ein, worin im 
Weſentlichen angeführt wird, Katharina L. habe die Conceſſion zum 
Bierſchanke rechtskräftig erworben, nachdem gegen die Ertheilung der⸗ 
ſelben von berechtigter Seite nicht recurrirt wurde und könne ſie dem⸗ 
nach der Conceſſion nicht ohneweiters verluſtig werden, da ja die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 57 Gewerbeordnung zur Zurücknahme derſelben nicht 
vorhanden ſind. Die Gemeinde ſei über ihr Conceſſionsgeſuch gehört 
worden; die Einvernahme des ganzen Gemeindeausſchuſſes ſei in der 
Gewerbeordnung nicht ausdrücklich vorgeſchrieben; und ſelbſt wenn dies 
wäre, könnte ein bezügliches Verſehen der Gewerbsbehörde die Recurren⸗ 
tin um ein bereits erworbenes Recht nicht bringen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
12. Februar 1887, Z. 20.973, dem eingebrachten Miniſterialrecurſe 
Folge gegeben und unter Behebung des betreffenden Theiles der Statt⸗ 
haltereientſcheidung vom 22. Auguſt 1886, Z. 70.182, den dieſe Con⸗ 
ceſſion enthaltenden Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft T. ddo. 15. Mai 
1886, 3. 6041, aus nachſtehenden Gründen wieder in Wirkſamkeit geſetzt: 

„Das von der Statthalterei für die Außerkraftſetzung der in 
Frage ſtehenden Concefſion angeführte Motiv, daß vor Ertheilung der⸗ 
ſelben entgegen der Beſtimmung des $ 18, vierter Abſatz der Gewerbe⸗ 
geſetznovelle vom Jahre 1883, R. G. Bl. Nr. 39, die Gemeinde R. 
nicht gehört wurde, iſt nicht ſtichhältig, indem nach der Actenlage das 
Conceſſionsgeſuch der Katharina L. von der Bezirkshauptmannſchaft T. 
mit den Beſcheiden vom 16. September 1885, Z. 8319, und vom 
11. Jänner 1886, 8. 13.537, demnach vor Ertheilung der Con⸗ 
ceſſion dem Gemeindeamte in R. zur Aeußerung zugeſtellt worden iſt, 
und die Gemeinde auch mit den Berichten vom 26. September 1885, 
8. 293, und vom 31. Jänner 1886 durch den Gemeindevorſteher, 
welcher ſie gemäß § 55 der Gemeindeordnung für B. nach außen ver⸗ 
tritt und ihren Geſchäſtsverkehr vermittelt, ihre Aeußerungen über dieſes 
Geſuch erſtattet hat. 

Die Einvernehmung des Gemeindeausſchuſſes iſt im § 18 der 


Gewerbegeſetzunovelle, welcher die Auhörung der Gemeinde beſtimmt, nicht 
ausdrücklich vorgeſchrieben und es iſt daher dem Ermeſſen der Behörde 
überlaſſen, entweder den Gemeindevorſteher oder den Gemeindeausſchuß 
zu hören.“ 


Die nach dem Waſſerrechtsgeſetze (§ 93 des kärntu. Waſſerrechts⸗ 

geſetzes) der Verwaltungsbehörde zuſtehende Regelung der Theil⸗ 

nahme an dem Waſſerbezuge aus öffentlichen Gewäſſern kann nur 

durch bereits erworbene Privatrechte behindert werden. — Die 

Einräumung einer Servitut der Mitbenützung eines Waſſerwerkes 

gewährt ein ſolches Privatrecht zum Bezuge des hiezu erforder: 
lichen Betriebswaſſers nicht. 


Dem nachſtehenden Klagebegehren des A.: der Beklagte B. ſei 
ſchuldig, anzuerkennen, daß kraft des bei der Schmiedkeuſche des J. O. 


als dienſtbarem Gute zu Gunſten der jeweiligen Beſitzer der Realitkt 


Nr. 8 in R. intabulirten Servitutsvertrages vom 19. April 1881 dem 
Kläger und deſſen Beſitznachfolgern das Recht zuſtehe, die Hausmühle der 
Schmiedkeuſche jeden Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag allein 
und jeden Sonntag gemeinſchaftlich mit dem Beſitzer der Schmiedkeuſche 
unentgeltlich zu benützen, er ſei trotz der rechtskräftigen Entſcheidung 
der Bezirkshauptmannſchaft vom 11. Juni 1883, womit demſelben und 
deſſen ehemaligen Geſellſchafter F. H. geſtattet wurde, zum Betriebe der 
auf der Nachbarparcelle Nr. 1485 erbauten, in Folge Kaufes dem Be⸗ 
klagten nunmehr allein eigenthümlichen Sägemühle in den Monaten Jänner, 
Februar, März, Juni, Juli, Auguſt, zweite Hälfte November, December 
das ganze, in ihr Sägemühlgerinne einfließende Betriebswaſſer aus dem 
Treflingbache mit Ausnahme Samstags von 12 Uhr Mittags bis 12 Uhr 
Nachts zu beziehen, während dem Kläger der Bezug des zum Betriebe 
der Hausmühle nöthigen Betriebswaſſers aus obigem Sägemühlgerinne 
in den genannten Monaten jeden Samstag von 12 Uhr Mittags bis 
12 Uhr Nachts geſtattet und nur für die Monate April, Mai, October 
und erſte Hälſte November der bisherige gemeinſame Waſſerbezug auf⸗ 
recht erhalten wurde, ſchuldig, die unbehinderte Benützung der Hausmühle 
dem Kläger jeden Mittwoch, Donnerstag, Freitag und Samstag allein 
und jeden Sonntag gemeinſchafklich mit dem Beſitzer der Schmiedkeuſche 
zu geſtatteu, wurde in erſter Inſtanz ſtattgegeben. 

Das Oberlandesgericht beſtätigte dieſes Urtheil. Die Gründe 
führen zunächſt im Anſchluſſe an das erſtrichterliche Urtheil aus, daß 
dem Kläger die fragliche Servitut zuſtehe, und fahren ſodann fort: Dieſe 
dem Kläger aus dem Vertrage vom 19. April 1881 zuſtehende 


Dienſtbarkeit iſt älter, als die dem Beklagten von der Verwaltungsbehörde 


unter dem 9. Mai 1881 ertheilte Bewilligung zur Errichtung einer 
Sägemühle und älter als die im Decrete vom 11. Juni 1883 ausge⸗ 
ſprochene Regelung der Gebrauchszeit des zu beiden Werken zufließenden 
Waſſers. Da nun dieſe Beſtimmung der Gebrauchszeit von der Feſt⸗ 
ſetzung der in dem Servitutsvertrage dem Kläger eingeräumten Benützung 
der Hausmühle abweicht, und es vorliegend nicht darauf ankommt, ob 
und inwieweit dadurch ein Nachtheil des Klägers herbeigeführt wird, 
und ob die von der Verwaltungsbehörde dem Kläger eingeräumte Ge⸗ 
brauchszeit ſür den Bedarf des herrſchenden Gutes und für die Erzeugung 
der auf dieſem benöthigten Mahlproducte hinreicht oder nicht, weil ſchon 
an und für ſich jede Aenderung der Gebrauchszeit dem dinglichen Rechte 
des Klägers widerſtreitet, fo war mit Bedacht auf Art. II und § 75 
des kärntn. Waſſerrechtsgeſetzes nach dem Begehren des Klägers zu erkennen. 

Ueber außerordentliche Reviſion des Beklagten änderte der k. k. 
oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 9. November 1886, Z. 10.256, 
beide Urtheile ab und gab dem Klagebegehren keine Folge aus nach⸗ 
ſtehenden Gründen: Nach dem unſtreitigen Ergebniſſe der Proceßver⸗ 
handlung iſt dem gegenwärtigen Beklagten und deſſen damaligen Geſell⸗ 
ſchafter F. H. auf Grund der am 13. April 1881 gepflogenen Local⸗ 
erhebung mit Decret der Bezirkshauptmannſchaft vom 9. Mai 1881 die 
Bewilligung zum Baue einer Sägemühle am Treflingbache und zum Be⸗ 
zug des nöthigen Betriebswaſſers ertheilt worden, nachdem gegen dieſen 
Waſſerwerkbau weder von dem Eigenthümer der unterhalb des hiefür be⸗ 
ſtimmten Ortes an demſelben Bache gelegenen Hausmühle der Schmied⸗ 
keuſche noch von der A. G., Beſitzerin der Realität Nr. 8 in R., als 
Mitbenützerin dieſer Hausmühle, eine Einſprache erhoben worden war. 
Die Errichtung dieſer Sägemühle hat wegen des Umſtandes, daß in der 
waſſerarmen Zeit des Jahres der gleichzeitige Betrieb derſelben und der 
Hausmühle nicht möglich war, im Jahre 1883 zu einer durch die po⸗ 
litiſche Behörde im Sinne des § 93 des kärntn. Waſſerrechtsgeſetzes 
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vorgenommenen Regelung der Theilnahme am Waſſer des Treflingbaches 
geführt, welche Regelung durch Decret vom 11. Juni 1883 nach vor⸗ 
gängiger commiſſioneller Erhebung des Waſſerbedarfes der Berechtigten 
getroffen wurde. 

Durch das bezügliche Decret iſt der gegenwärtige Kläger mit 
ſeinen allfälligen, aus dem Servitutsvertrage vom 19. April 1881 
abzuleitenden Mehranſprüchen auf Waſſerbezug auf den Rechtsweg 
gewieſen worden. Dieſen Weg hat der Kläger mit der vorliegenden Klage 
betreten, um feinen gedachten Mehranſpruch im Sinne des § 15 St. G. G. 
über die richterliche Gewalt, dann der SS 75 und 93 kärntu. Waſſer⸗ 
rechtsgeſetz zur Geltung zu bringen. Nachdem durch die politiſchen Ver⸗ 
fügungen nicht der Beſtand des Rechtes des Klägers zum Waſſerbezuge 
in Frage geſtellt erſcheint, kann der Gegenſtand dieſes Rechtsſtreites nur 
die in dieſen Verfügungen feſtgeſetzte Gebrauchszeit für den Waſſerbezug 
der Berechtigten bilden und iſt nur zu unterſuchen, ob durch dieſe 
Gebrauchsregelung ein dem Kläger bisher zugeſtandenes Privatrecht 
verletzt worden ſei. In dieſer Richtung wird vom Kläger ſelbſt nicht 
geltend gemacht, daß er bei dem Beſtande dieſer Regelung den Haus⸗ 
bedarf, ſür welchen er das Waſſer bisher benützt hatte, nicht mehr 
decken könne. Vielmehr führt Kläger in ſeiner Klage ſelbſt an, daß die 
Benützung der Hausmühle für ihn als Beſitzer der Realität Nr. 8 nur 
eine größere Bequemlichkeit bilde und daß dieſer Vortheil der bequemeren 
Benützung gleichfalls einen Theil des Inhaltes ſeines Rechtes ausmache. 
Dem gegenüber muß jedoch zunächfſt auf jene Beſtimmungen des allg. 
bürgerlichen Geſetzbuches (§S 287) und des kärntn. Waſſerrechtsgeſetzes 
(8 15 bis 20, 26 bis 28, 79, 93) hingewieſen werden, denen 
zufolge das Waſſer in öffentlichen Gewäſſern dem gemeinſamen Gebrauche 
der Staatsbürger zu dienen beſtimmt iſt, und die beſonderen Benützungs⸗ 
rechte, welche einzelne Staatsbürger erwerben, nur mit Rückſicht auf 
ihren Bedarf einerſeits und auf die möglichſte wirthſchafkliche Ausnützung 
des Waſſers für die Allgemeinheit anderſeits ausgeübt werden können, 
daß daher Rückſichten der bloßen Bequemlichkeit keineswegs dort in 
Betracht kommen dürfen, wo dieſelben mit den Rückſichten der letzteren 
Art in Widerſtreit gerathen. Dieſen Grundſätzen Geltung zu verſchaffen, 
find insbeſondere die Vorſchriften des $ 93 des Landesgeſetzes über die 
Regelung der Theilnahme am Waſſer beſtimmt, weshalb Kläger der 
im Sinne dieſer Vorſchriften getroffenen politiſchen Eutſcheidung gegen⸗ 
über nachzuweiſen hatte, daß die darin ausgeſprochene Beſtimmung der 
Gebrauchszeiten einem von ihm in dieſer Richtung bereits erworbenen 
Privatrechte entgegenſtehe. Dieſen Nachweis hat der Kläger nicht geliefert. 
Denn derfelbe beruft ſich zur Begründung ſeines Klagsanſpruches lediglich 
auf ein zwiſchen dem Beſitzer der Realität Nr. 8 und jenem der 
Schmiedkeuſche beftehendes Dienſtbarkeitsverhältniß bezüglich der Benützung 
der zu letzterer Keuſche gehörigen Hausmühle, welches Verhältniß durch 
den am 19. April 1881 abgeſchloſſenen und ſeit 27. Mai 1881 auch 
grundbücherlich einverleibten Servitutsvertrag dahin feſtgeſtellt worden 
ſei, daß er dieſe Mühle an 4 Tagen der Woche allein und am Sonntag 
gemeinschaftlich benützen könne. Durch dieſen Vertrag iſt aber ſchon 
nach der Natur desſelben und nach ſeinem Inhalte nur die Frage der 
Benützung der Mühle und auch dieſe nur zwiſchen den Vertragstheilen 
geregelt werden und der dingliche Charakter des durch denſelben geſchaffenen 
Rechtsverhältniſſes kann ſich nur darin äußern, daß die bezüglichen 
Rechte und Pflichten ſich nicht blos auf die vertragſchließenden Perſonen, 
ſondern auch auf alle Nachfolger im Beſitze des dienenden und herr⸗ 
ſchenden Gutes erſtrecken, während dritte, außerhalb dieſes Verhältniſſes 
ſtehende Perſonen in ihren Rechten nicht berührt werden. Im Verhältniſſe 
zu dem gegenwärtigen Beklagten kommt aber überhaupt nicht dieſes 
Dienſtbarkeitsverhältniß bezüglich der Benützung der Mühle, ſondern nur 
das Recht des Beſitzers dieſer Mühle und des Klägers als Benützers 
derſelben zum Waſſerbezuge für deren Betrieb in Betracht. Da gar 
nicht behauptet worden iſt, daß der Treflingbach ein dem Beſitzer der 
Schmiedkeuſche gehöriges Privatgewäſſer ſei, kann von der Einräumung 
der Servitut des Waſſerbezuges aus demſelben an die Beſitzvorgängerin 
des Klägers begrifflich nicht die Rede ſein. Ebenſo wenig aber konnte 
demſelben eine Berechtigung zukommen, für die Benützung des Waſſers 
aus dem ein öffentliches Gewäſſer bildenden Treflingbache gewiſſe 
Gebrauchszeiten mit der Wirkung feſtzufetzen, daß auch alle anderen 
Waſſerberechtigten daran gebunden ſein ſollten. Eine ſolche Befugniß 
ſteht nach dem citirten § 93 nur der politiſchen Berwaltungsbehörde 
zu. Einen anderen Privatrechtstitel für die von ihm in Anſpruch 
genommene wahlweiſe Benützung des fraglichen Bachwaſſers an fünf 
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Tagen der Woche hat aber Kläger nicht geltend gemacht, derſelbe hat meteorologiſche Telegramm von Rom nach = Petersburg. H. m e be 
daher ohne zutreffenden Rechtsgrund die von der politiſchen Behörde 2. October. — Auflaſſung der Poſtſtation in Sandau bei Eger. H M. 3. 36.163. 
vorgenommene Regelung der Theilnahme am Waſſer des Treflingbaches 4. October. oh i 0 } 
angefochten und die untergerichtlichen Entſcheidungen, welche einen folchen | Nr. 112. Ausgeg. am 15. October. — Abänderung des Rubrikenſchemas 
anerkennen, beruhen auf einer offenbar unrichtigen Anwendung des für die Empfangs⸗ und Ausgabenverrechnung der Poft- und Telegraphenanſtalt 
Geſetzes. Es muß demnach das geſtellte Klagebegehren, welches übrigens H. M. Z. Falle: 1. Dectober. — Errichtung eines Poſtamtes in Viehofen. 
auch in formaler Beziehung verfehlt iſt, inſoferne es nicht den Anſpruch H. M. Z. 36 545. 5. October. — Errichtung eines Poſtamtes in Jaemierz. 
auf den Waſſerbezug, ſondern nur jenen auf die Benützung der Mühle als H. M 8. 36.609. 5. October. — Errichtung eines Poſtamtes in Medea. H. M. 
den Gegenſtand des Streites hinſtellt, abgewieſen werden. Ger.⸗Ztg. 3. 36.730. 5. October. 
Nr. 113. Ausgeg. am 17. October. — Auszahlung von Eheck⸗Zahlungs⸗ 
anweiſungen an Poſtbevollmächtigte. H. M. Z. 31.412 9 October. — Errichtung 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 


Nr. 103. Ausgeg. am 22. September. — Aenderungen im Verkehre und 
in der Bezeichnung der k. k. Bahnpoſten auf den Linien der k. k. priv. Kaiſer 
Ferdinands⸗Nordbahn und Errichtung der k. k. Bahnpoſten Nr. 7 zwiſchen Wien 


| 
| 
| 
| 


und Krakau. H. M. Z. 34.561. 19. September. — Aenderung im Verkehre der 
k. k. Bahnpoſten Nr. 47 und 48 auf der Eiſenbahnlinie Laibach — Tarvis. H. M. | 
3. 34.772. 19. September. 

Nr. 104. Ausgeg. am 23. September. — Errichtung eines Poſtamtes 
in Domausnic Bahnhof. H. M. Z. 33.937. 17. September. N 

Nr. 105. Ausgeg. am 27. September. — Verordnung des k. k. Handels⸗ | 
minifteriums vom 22. September 1886, betreffend die Beſtellgebühren fiir in 
Wien zahlbare Poſtanweiſungsbeträge. H. M. 3 19.092. — Beſtimmung des 
Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro 
IV. Quartal 1886. H. M. Z. 34.952. 18. September. | 

Nr. 106. Ausgeg. am 28. September. — Einführung des Poſtanweiſungs⸗ | 
verkehres zwiſchen den k. k. Poſtämtern in Adrianopel, Beyrut, Conſtantinopel, 
Philippopel, Salonich, Smyrna in der Türkei und Alexandrien in Egypten 
einerſeits und Großbritannien nebſt den britiſchen Colonien und Beſitzungen 
anderſeits. H. M. Z. 35.756. 28. September. — Ermächtigung des königl. 
ungariſchen Poſtamtes in Szigetvär zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über 
mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 35.447. 
21. September. 

Nr. 107. Ausgeg. am 30. September. — Feſtſetzung des Poſtrittgeldes 
für das Winterſemeſter 1886 87, d. i. für die Zeit vom 1. October 1886 bis 
31. März 1887. H. M. Z. 29.492. 19. September. — Errichtung eines Poſt⸗ 
amtes in Kottingbrunn. H. M. Z. 34.765. 17. September. — Poſtdampfſchiff⸗ 
verbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. H. M. Z. 36.179. 
26. September. 


Nr. 108. Ausgeg. am 1. October. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Geſtütthof (Podzamei). H. M. Z. 34.865. 23. September. — Errichtung eines 
Poſtamtes in Friedrichswald. H. M. Z. 36.171. 28. September. — Aenderungen 
im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien⸗ 
netzes. H. M. Z. 35.155. 24. September. 

Nr. 109. Ausgeg. am 8. October. — Ausdehnung der Wirkſamkeit des 
Sommer⸗Poſtamtes Maria⸗Schutz auf das ganze Jahr. H. M. Z. 35.818. 
28. September. 

Nr. 110. Ausgeg. am 10. October. — Einführung des Rückmeldungs⸗ 
verfahrens bei unbeſtellbaren Fahrpoſtſendungen im Verkehre mit Rumänien und 
Bulgarien. H. M. Z. 29.310. 25. September. Errichtung eines Poſtamtes 
in Roßhaupt. H. M. Z. 36.172. 28. September. — Ermächtigung franzöſiſcher 
Poſtämter zum telegraphiſchen Poſtanweiſungsverkehre. H. M. 8. 6.553. 
29. September. 

Nr. 111. Ausgeg. am 12. October. — Errichtung eines k. k. Poſtamtes 
in Wien, IX. Bezirk, Lazarethgaſſe. H. M. Z. 36.422. 30. September. — 
Behandlung der vom Auslande mit der Poſt einlangenden Kreuzbandſendungen, 
welche theils gerichtlich verbotene bezw. vom Poſtdebit ausgeſchloſſene, theils aber 
zum Bezuge durch die Poſtauſtalt zugelaſſene Zeitſchriften enthalten. H. M. 
3. 36.424. 30. September. — Formularien zu Nachfrageſchreiben nach gewöhn⸗ 
lichen Briefpoſtſendungen im Wechſelverkehre mit Deutſchland. H. M. Z. 36.759. 
3). September. — Ermächtigung des Aufgabs⸗Poſtamtes Wien Lazarethgaſſe 
zur Annahme von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen 
bis 500 fl. H. M. Z. 37.024. 1. October. — Gebührenfreiheit für das tägliche 
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eines Poſtamtes in Reidling. H. M. Z. 36.845. 6. October. 


Nr. 114. Ausgeg. am 23. October. — Verordnung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 12. October 1886, betreffend den Abſchluß eines neuen 
Telegraphen⸗Specialübereinkommens zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und Italien. 
H. M. Z. 36.778. 

Nr. 115. Ausgeg. am 25. October — Ermächtigung des k. k. Poſtamtes 
Schönlinde zur Vermittlung von Poſtanweifungen über mehr als 300 fl. und 
von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. 8. 37.721. 11. October. — Einſchärfung 
der Unzuläſſigkeit von Expreß⸗Brieſpoſtſendungen im Verkehre mit Italien. H. M. 


| 8. 39.123. 17. October. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanzprocuratur in 
Lemberg Dr. Karl Kunz den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe der ſtatiſtiſchen Central⸗ 
commiſſion in Wien Robert Roſſiwall Ritter von Stollenau anläßlich 
deſſen Penſionirung deu Titel eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium 
Dr. Wenzel Nejedly den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe extra statum der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei Wilhelm Haniſch eine Statthaltereirathsſtelle in 
Niederöſterreich verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär Karl Bauer des Oberſtjäger⸗ 
meiſteramtes den Titel und Charakter eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Profeſſor der Statiſtik Dr. Franz Ritter von 
chek zum Regierungsrathe der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion ernannt. 
Seine Majeſtät haben die Miniſterial⸗Viceſecretäre Dr. Franz Tinka 
und Dr. Karl Beneſch zu Miniſterialſecretären im Handelsminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Oberdöbling Franz Kreind! 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberförſtern Joſeph Packele in Lambach 
und Alois Nedopil in Durchlaß das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat an der Univerſitätsbibliothek 
in Wien den Amanuenſis Dr. Franz Simonie zum Scriptor und die Volon⸗ 
täre daſelbſt Dr. Karl Schalk und Dr. Richard Kukula zu Amanuenſen 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Karl Fitzka zum Steuer⸗ 
Oberinſpector für Niederöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Jakob Schenker zum 
Steuer⸗Oberinſpector bei der Finanzdirection in Czernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Haupt⸗Steueramtscontrolor Rudolph Waizer 
zum Haupt⸗Steuereinnehmer der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Robert Wie ſelberger, 
Alphons von Glaſer, Dr. Rudolph Schuſter und Emil Ritter Krticzka 
von Jaden zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Rechnungsofficial Max Beer 
zum Rechnungsrevidenten, den Rechnungsaſſiſtenten Leopold Schattarek zum 
Rechnungsofficial und den Rechnungsprakticanten Franz Fenz! zum Rechnungs⸗ 
aſſiſtenten ernannt. 


Suraf 


Erledigungen. 


Officialsſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag in der zehnten, eventuell 
Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 5. November. (Amtsbl. Nr. 221.) 

Bezirksſecretärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe für Böhmen, bis 5. No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 222.) 

Gemeindeſecretärsſtellen im politiſchen Bezirke Lilienfeld mit je 300 bis 
400 fl. jährlichem Gehalt nebſt freier Wohnung und Nebengebühren, bis Mitte 
October. (Amtsbl. Nr. 224.) 

Bezirkshauptmannsſtelle extra statum im Verwaltungsgebiete der Tiroler 
Statthalterei, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 225.) 


oHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſunmt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 24 und 25 der Erkenntniſſe 1887. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


